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Obwohl 1991 keine Wahlen stattfanden, war es doch ein Jahr der Veränderungen.
Am 15. Mai 1991 wurde Premierminister Michel Rocard von Präsident Mitterrand
angehalten, von der Regierung zurückzutreten, die er seit drei Jahren führte. Die
Formulierung seines Rücktrittsbriefes ließ erkennen, daß es sich hier nicht um
freiwillige Beweggründe handelte, sondern um die Konsequenz einer präsidentiel-
len Aufforderung1. Angesichts einer schwierigen sozialen Situation (9,4% Arbeits-
losigkeit) und im Hinblick auf die bevorstehenden Parlamentswahlen 1993 er-
klärte Mitterrand, daß Michel Rocard, der sich eher einer unspektakulären
Reformpolitik verschrieben hatte, nicht mehr in der Lage sei, die öffentliche
Meinung und die Wählerschaft der Sozialisten ausreichend zu mobilisieren.

Es ist deshalb auch nicht verwunderlich, daß die am Nachmittag des 15. Mai
1991 ernannte neue Premierministerin Edith Cresson mehr dem linken Flügel
zuzuordnen ist und zudem einen kämpferischen Charakter besitzt, der eher
geeignet schien, die Franzosen zu bewegen. Edith Cresson arbeitete seit Mai 1981
in verschiedenen Ministerien. Das Amt der Ministerin für Europäische Angele-
genheiten hatte sie allerdings im Oktober 1990 demonstrativ niedergelegt, um ihr
Mißfallen an der Industriepolitik der Regierung Rocard auszudrücken2. Folglich
sah sie als Premierministerin ihre Arbeitsschwerpunkte in der europäischen Inte-
gration und mehr noch in der Realisierung des Binnenmarktes. Präsident
Mitterrand stellte in einer rhetorisch anmutenden Rede einmal mehr die wirt-
schaftliche und politische Entwicklung Frankreichs und die der Gemeinschaft als
"Ziel 93"3 auf eine Stufe.

Die Vorbereitung Frankreichs auf das "Ziel 93" veranlaßte Edith Cresson,
bestimmte Strukturen und Methoden, die sie während ihrer Zeit als Europamini-
sterin schon initiiert hatte, wiederaufzunehmen. Die "Groupes d'Etudes et de
Mobilisation" (GEM) vergrößerten sich zusehends. Aus den anfänglich sieben
wurden jetzt fast 15 Gruppen, nicht berücksichtigt 22 regionale Zusammenschlüs-
se. In diesen Gruppen sind etwa 500 Abgeordnete, Funktionäre und Unternehmer
vereint. Ihre Aufgabe ist es, der Regierung Maßnahmen vorzuschlagen, die die
Umstellung Frankreichs auf den großen Markt in Bereichen wie Landwirtschaft,
Kleinen und Mittleren Unternehmen und Handel erleichtern soll4.

Die Suche nach einer Industriepolitik

Für die Illustration der Suche nach einer geeigneten Industriepolitik eignet sich
am besten die Entscheidung vom 19. Dezember 1991, die eine Trennung der
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zivilen und militärischen Zweige der Thomson-Gruppe zur Folge hatte. Ersterer
fusionierte mit dem "Commissariat ä l'Energie Atomique" (CEA). So gesehen ha-
ben Edith Cresson und ihr Berater Abel Farnoux die Grenzen der staatlichen In-
dustrien neu gezeichnet, was in Kommentaren zu der Formel "Meccano in-
dustriel"5 verleitete. Der wirkliche Grund für dieses "Meccano" ist unterdessen
weniger in einer gewünschten Industriesynergie sondern in einer erhofften finan-
ziellen Synergie zu sehen. Seit mehreren Jahren stellt die CEA Milliarden von
Francs bereit, um langfristig den Abbau von nuklearem Müll zu finanzieren,
während Thomson zusätzliche Mittel benötigt, um in den Bereichen der Zuliefe-
rerindustrie und vor allem in der HDTV-Fernsehindustrie investieren zu können.
Unter der Voraussetzung, daß die Kommission nicht dazu tendiert, die staatlichen
Kapitalzuweisungen als versteckte Subventionen zu betrachten, erlaubt die Fusion
Thomson/CEA dem Staat Aktivitäten in der Elektronikbranche, ohne daß dies
von Brüssel bemängelt werden könnte.

Die Verknüpfung von Wettbewerbspolitik der Gemeinschaft und der Industrie-
politik (ein frühes französisches Anliegen) wird in der Debatte über die Affäre
ATR/De Havilland deutlich. Am 2. Oktober 1991 sprachen sich die zuständigen
Kommissare mit 9 von 17 Stimmen gegen den Rückkauf der kanadischen Flug-
zeugwerke De Havilland durch das franko-italienische Konsortium Aerospatiale-
Alenia (ATR) aus. Sie bezogen sich dabei auf die Richtlinie zur Fusionskontrolle,
die am 21. Dezember 1989 verabschiedet worden war. Die Kommission begründe-
te ihre Position mit der Stellungnahme der Generaldirektion IV, die argumentier-
te, daß ein derartig fusioniertes Unternehmen 50% des Weltmarktes und 67% des
EG-Marktes für Regionalflugzeuge beherrschen würde. Sowohl in der Regierung
als auch in der Opposition verurteilte man die sehr liberalen Auffassungen der
Generaldirektion IV und des Kommissars Leon Brittan. Der damalige Minister
Rocard erklärte, daß "die Entscheidung, die M. Leon von einer sehr unsicheren
Kommission erwungen hatte, ein Verbrechen gegen Europa darstelle"6. Nicht
zuletzt aufgrund der Polemik und Unnachsichtigkeit der Brüsseler "Technokratie"
warf die Affäre ATR/De Havilland bestimmte grundsätzliche Fragen auf. Sowohl
im linken als auch im rechten Parteienspektrum fragte man sich, ob die Maßnah-
men einer Industriepolitik, wie sie andeutungsweise von Vizepräsident Bange-
mann in einem im November 1990 vorgelegten Bericht skizziert wurden, sich nicht
primär auf Wettbewerbsregeln stützen müßten, wenn dem Vorsprung der Japaner
und Amerikaner etwas entgegengesetzt werden soll. Weiter fragte man sich, ob
die Kompetenzen der Kommission im Wettbewerbssektor nicht zu stark seien.
Einige französische Experten schlugen vor, die Generaldirektion IV von der Kom-
mission zu trennen und stattdessen eine unabhängige Kontrollinstitution zu
gründen, die sich über alle Aspekte des Binnenmarktes ausführlich äußern sollte7.

Die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik

Das Jahr 1991 war geprägt von einem merklichen Wandel in der französischen
Position gegenüber der Agrarreform. Im Juli 1991 lehnte die Regierung das
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MacSharry-Papier, das eine Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik in drei
Bereichen vorsah (Preissenkung, Vorruhestandsregelungen, Flächenstillegung)
unmißverständlich ab. In diesen Fragen war die Pariser Position Ausdruck einer
grundsätzlichen Unbeweglichkeit. Doch erscheint das bewußte Verzögern der
Reformen der GAP paradox. Auf der einen Seite zwingt die Situation der Steuer-
zahler die Regierung dazu, im EG-Haushalt die Einrichtung eines Preisstützungs-
mechanismus und die Begrenzung des wachsenden Anteils der EAGFL/Abteilung
Garantie (15% Zuwachs 1991) zu fordern. Aber auf der anderen Seite darf diese
Einrichtung nicht zu Lasten der leistungsfähigsten französischen Landwirte gehen,
hier besonders der Getreideproduzenten, deren Exporte einen Überschuß in einer
ansonsten defizitären Handelsbilanz erwirtschaften.

Es war der Druck der GATT-Verhandlungen, der die französische Regierung
im Oktober 1991 die Vorschläge des MacSharry-Plans dennoch akzeptieren ließ,
obwohl er drei Monate vorher noch abgelehnt worden war8. Entgegengesetzt zu
den im Reformplan der Kommission vorgesehenen Maßnahmen ließen die "libera-
len" Staaten Nordeuropas (Dänemark, Großbritannien, Niederlande) jedoch
deutlich erkennen, daß sie einer Agrarreform zustimmen würden, die der "l'option
defendue" der Amerikaner innerhalb des GATT entsprach, d.h. eine generelle
Mengenbegrenzung in der Produktion9. Frankreich war ernsthaft besorgt wegen
derartiger Maßnahmen, besonders im Hinblick auf die Getreideproduktion. Es
schien so, als ob die initiierte Reform von Ray MacSharry eher bevorzugt werden
würde als die GATT-Option. Auf dem Agrarministerrat am 21. Oktober in
Luxemburg akzeptierte Minister Louis Mermaz dann auch die wesentlichen
Grundsätze einer Produktionskontrolle in Form von Preissenkungen und einer
Flächenstillegung bestimmter Böden, ausgeglichen durch direkte Hilfen. Aller-
dings bestand er darauf, daß die Preissenkung in zwei Bereichen schwächer
ausfallen müsse, als dies die Kommission vorgeschlagen hatte. Diese Schlüssel-
domänen in der französischen Produktion sind zum einen der Getreideanbau und
zum anderen die Rinderzucht10. Konfrontiert mit den Protesten der Bauernver-
bände, bemühte sich die französische Regierung in der zweiten Hälfte des Jahres
zu demonstrieren, daß die Zustimmung zur Agrarreform auf gar keinen Fall dazu
führen werde, daß Frankreich auf zwei Ziele, die es im GATT immer wieder
verteidigt hatte, verzichten würde: Die Aufrechterhaltung seiner Exportkapazitä-
ten und die Ablehnung einer Kontrolle der Produktion durch quantitative In-
strumentarien. Wegen der Haltung im Agrarsektor lehnte Paris am 20. Dezember
die von Arthur Dunkel, Generaldirektor des GATT, gemachten Vorschläge ab11.

Die Regierungskonferenzen

Die Europapolitik Frankreichs wurde 1991 von der Arbeit an den im Dezember
1990 in Rom eröffneten Regierungskonferenzen zur Wirtschafts- und Währungs-
union (WWU) und zur Politischen Union dominiert. Sie ermöglichten der franzö-
sischen Regierung, ihre beiden hauptsächlichen Anliegen hervorzuheben: Einer-
seits sollte die unbedingte Parallelität zwischen der Vereinigung Deutschlands
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und der europäischen Integration betont und damit gefestigt werden, andererseits
legte man seine Arbeitsschwerpunkte auf die zukünftige Erweiterung der EG. Die
Probleme in der Vertragsarchitektur geben Gelegenheit, die französischen Präfe-
renzen in diesem Stadium der Gemeinschaftskonstruktion zu verdeutlichen. Ohne
Zweifel steht die von der luxemburgischen Präsidentschaft vorgelegte Struktur der
drei ungleich großen Säulen, die durch jeweils verschiedene Verfahren geregelt
und unter einem gemeinsamen Dach vereinigt sind, für die Wünsche der französi-
schen Regierung. Wenn auch zögernd, ließen sich die französischen Verhand-
lungsführer dennoch von einer Unterbringung der WWU unter die Säule "EG"
überzeugen. Der im Oktober 1991 vorgelegte Entwurf der niederländischen
Regierung, der eine einheitlichere Struktur vorsah, stieß in Paris auf konsequente
Ablehnung. Wie die meisten der EG-Partner demonstrierte Frankreich eher
Zurückhaltung gegenüber einer zu starken "Vergemeinschaftung".

Wirtschafts- und Währungsunion

Die Errichtung der Wirtschafts- und Währungsunion in drei Phasen ist ein
bedeutender Bereich im Vertrag von Maastricht und entspricht im wesentlichen
den Zielen Frankreichs. Die WWU konkretisiert einen großen Teil der formulier-
ten Forderungen Frankreichs. Sie wird als Motor für die Integration und als
Antreiber für den Binnenmarkt gesehen, gilt aber auch als Ausgleich für das
Diktat der Deutschen Mark und damit der Bundesbank innerhalb des EWS. Dies
formulierte auch der auf der Regierungskonferenz Anfang 1991 vorgelegte franzö-
sische Vertragsentwurf für die WWU12. Die Festlegung des Stichtages für den
Beginn der dritten Stufe (spätestens am 1. Januar 1999) und damit die Irrever-
sibilität der Währungsunion sowie die die Bildung des Europäischen Währungs-
instituts am Anfang der zweiten Stufe realisierten die Vorstellungen und Wünsche
der französischen Regierung. Die definierten Konvergenzkriterien Inflationsrate,
Neuverschuldung, Haushaltsdiziplin und Zinsniveau werden der französischen
Regierung keine Sorgen bereiten: die tugendhafte Wirtschafts- und Finanzpolitik,
die seit 1983 den Franc stärker werden ließ, erfüllt diese Bedingungen.

Die Ausweitung der Kompetenzen und die institutionellen Neuerungen

Die Politische Union bedeutet neben einer gemeinsamen Außen- und Sicherheits-
politik zunächst ein Anwachsen der Kompetenzen der Gemeinschaft und be-
züglich des oft festgestellten Demokratiedefizits die Wiederherstellung eines
gleichgewichtigen institutionellen Systems. Zum ersten Punkt: Frankreich schien
an einem Anwachsen der Kompetenzen der Gemeinschaft interessiert zu sein und
war deshalb über die Aufteilung der Kompetenzen zwischen Union und den
Einzelstaaten weniger besorgt. So hat Frankreich etwa relativ schnell der Auf-
nahme des Subsidiaritätsprinzips in den Vertragskörper zugestimmt.

In diesem Zusammenhang und bezüglich der zu verteilenden Kompetenzen
zwischen der Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten unterstützte Paris die Aus-
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weitung der gemeinschaftlichen Aktionen in solchen Bereichen, die mit dem
Abstimmungsmodus der qualifizierten Mehrheit ausgestattet sind, also die Gebiete
Verbraucherschutz, Erziehung, Berufsausbildung, Gesundheit, Kultur usw. Im
Gegensatz dazu ist es den französischen Unterhändlern nicht gelungen, auch die
Industriepolitik in diese Liste aufzunehmen. Obwohl die Marktwirtschaft auf
fundamentalen Prinzipien und "in einem offenen und konkurrierenden System"
errichtet wurde, ist im Vertragstext lediglich eine "Politik der Wettbewerbsfähig-
keit der Industrie" vorgesehen, die zudem noch durch Einstimmigkeit entschieden
werden muß. Die tiefe Ablehnung Deutschlands und Großbritanniens gegen jegli-
che Form der Intervention im Industriesektor ist der Grund für die französischen
Forderungen. Im Bereich der Sozialpolitik hat sich, so sieht es zumindest die fran-
zösische Presse, Präsident Mitterrand auf dem Ratstreffen in Maastricht intensiv
eingesetzt. Frankreich hat es geschafft, die quasi "theologische Gegnerschaft" des
Vereinigten Königreiches bezüglich der Sozialpolitik aus dem Weg zu räumen.
Das von elf Mitgliedern unterzeichnete Protokoll stellt für die Regierung Frank-
reichs einen wichtigen Schritt zum Ziel eines europäischen sozialen Raumes dar.

Frankreich, eines der ersten Länder, das 1991 das Schengener Abkommen
ratifizierte13, war mit dem Wortlaut der formulierten gemeinschaftlichen Aktionen
in der Säule Justiz- und Innenpolitik schnell einverstanden. Hier bildete Frank-
reich ein Gleichgewicht zwischen den Staaten, die von dem neuen Vertrag einiges
erwarteten (namentlich Deutschland) und denen, die am hartnäckigsten gegen
jegliche Intervention der Gemeinschaft auf diesem Gebiet votiert haben, vor allem
das Vereinigte Königreich. Die französische Regierung forderte mit Nachdruck
die Bildung einer zweiten Säule für die Behandlung dieses sensiblen Themas. Es
scheint so, als ob sich einer möglichen Vergemeinschaftung auf Basis der Art. 100 c
und Art. K. 9 auf längere Sicht hin nicht widersetzt werden kann.

Die Einwilligung in eine institutionelle Aufwertung des Europäischen Parla-
ments wurde in Paris als notwendige Entschädigung für die Zugeständnisse
Deutschlands auf dem Gebiet der WWU verstanden. Bezüglich der Bestätigung
der Rolle des Europäischen Rates, "der die Macht zu wirklichen Entscheidungen
hat"14, schien Frankreich sich eher in der mittleren Position zwischen den gegen-
sätzlichen Polen zu sehen. Ohne Enthusiasmus gaben die französischen Unter-
händler ihre Unterstützung zu der Erweiterung des Kooperationsverfahrens und
zu der Einrichtung des Kohäsionsfonds. Aber es muß auch angemerkt werden, das
Frankreich sich gegen ein Anwachsen der Exekutivkompetenzen der Kommission
aussprach, die sich in ihren Augen "mit Dingen beschäftigt, die nicht unbedingt
notwendig sind und die auf zahlreiche Franzosen eher den Eindruck einer sehr
ärgerlichen Schikane machen"13.

Die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik und das Dossier Verteidigung

Denkt man an die eigentliche Abwesenheit Europas im Golfkrieg und an den
Mangel an Kohärenz vor allem in von Frankreich initiierten Einzelaktionen, die
einem Eklat des Konflikts vorbeugen sollten'6, wirkte die Bildung einer gemein-

Jahrbuch der Europäischen Integration 1991192 331



DIE EUROPAPOLITIK IN DEN MITGLIEDSTAATEN DER EG

samen Außen- und Sicherheitspolitik in der Öffentlichkeit eher als sinnloses Spiel.
Obwohl dieses Thema in den deutsch-französischen Vorschlägen zur Politischen
Union 1990 und 1991 einen herausragenden Platz einnahm, erwies es sich als
eines der schwierigsten in den Verhandlungen17. Nachdem Frankreich von Anfang
an — entsprechend bisheriger französischer Positionen — eine echte Vergemein-
schaftung der GASP ausgeschlossen hatte, gab sich Paris offensichtlich mit einer
Kompromißformel zufrieden, die allerdings nicht weit über die Bestimmungen von
Art. 30 EEA hinausgeht. In der von einigen Partnern — etwa Großbritannien — als
entscheidend erachteten Frage nach dem Abstimmungsmodus bewahrt der Kom-
promiß die nationale Handlungsfreiheit — und eröffnet mit der Möglichkeit,
gemeinsame Aktionen mit Mehrheit zu beschließen, gleichzeitig einen kleinen
Fortschritt. Dieses Ergebnis scheint den in den deutsch-französischen Vorschlägen
ausgedrückten Wünschen nicht ganz gerecht zu werden. Es ist allerdings nicht
ausgeschlossen, daß die Jugoslawien-Krise — die die Differenzen zwischen Frank-
reich und seinen wichtigsten EG-Partnern offenlegte — die ursprünglichen Ziel-
vorstellungen etwas gedämpft hat. Weil ein Auseinanderbrechen des jugoslawi-
schen Bundesstaates von Frankreich nicht akzeptiert wurde, kam es nacheinander
mit Rom und Bonn zu Zerwürfnissen in der Frage der Anerkennung Kroatiens
und Sloweniens und schließlich mit London über die Entsendung von europäi-
schen Hilfstruppen. Aber auch andere Bereiche erwiesen sich als äußerst schwie-
rig: Fragen der Entmilitarisierung, des Abbaus nuklearer Waffen, die Entschei-
dung für friedenssichernde Maßnahmen oder humanitäre Hilfe, die Beziehungen
mit dem Osten, die transatlantischen Beziehungen und, im Falle von Frankreich,
Angelegenheiten des Mittelmeerraumes und des Nahen Ostens.

Ohne Zweifel sind die den Verteidigungsbereich betreffenden Vertragsbestim-
mungen diejenigen, die am meisten den Zielen Frankreichs in bezug auf die
Vollendung der Europäischen Union entsprechen. Die WEU, die eine integrative
Funktion in der Entwicklung der Europäischen Union verkörpert, könnte als der
"bewaffnete Arm" dieser Union bezeichnet werden. Die aufgeführten Bestimmun-
gen, die das zu erreichende Ziel, den Rahmen und die Verbindungen zwischen
Europäischer Union und WEU näher erläutern, stimmen überein mit der von
Frankreich und Deutschland gemeinsam vertretenen Verteidigungsstrategie. Zwei
Konzeptionen stehen gegenwärtig zur Diskussion. Die erste, die im wesentlichen
von den Niederlanden, aber auch von Portugal und dem Vereinigten Königreich
vertreten wird, gründet sich auf eine Unterscheidung von Verteidigungs- und
Sicherheitspolitik. Nach Auffassung dieser Länder darf die WEU nur eine be-
grenzte Verantwortung bei Interventionen außerhalb des NATO-Gebiets bekom-
men. Der NATO wird eindeutig die Verantwortung in Verteidigungsfragen
zugesprochen. In diesem Schema wird die WEU als eine Säule der europäischen
Allianz (oder wie von Großbritannien formuliert, als eine Brücke zwischen der
Europäischen Union und der NATO) gesehen. Danach gibt es keinen Grund, die
Europäische Union diesbezüglich organisch zu verbinden. Für die Anhänger der
anderen Sichtweise — im wesentlichen basierend auf Vorschlägen von Frangois
Mitterrand und Helmut Kohl — erfordert die Glaubwürdigkeit der Union eine
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Übernahme der Verantwortung für die eigene Verteidigung und innerhalb der
NATO eine Eigenständigkeit. Deswegen müsse eine Verbindung zwischen der
Europäischen Union und der WEU gebildet werden. In bezug auf NATO-Ein-
sätze würde sich die WEU unter die Autorität der NATO stellen und mit adäqua-
ten Mitteln diese unterstützen.

Der im Vertrag verankerte Kompromiß ist ein Zeichen dafür, daß sich die
französisch-deutsche Linie durchgesetzt hat. Im Vertrag ist eine klare Subordina-
tion durch die Gründung von ständigen politisch-militärischen Einrichtungen wie
Planungszellen und vergrößerte Kooperationen in Bereichen der Logistik und der
strategischen Überwachung zu erkennen. Gleichzeitig macht die dem Vertrag
beigefügte und von den Ländern der WEU formulierte Deklaration aber deutlich,
daß es nur eine begrenzte Zustimmung zu den französischen Thesen gab. Sie zeigt
auch, daß Frankreich in diesem Bereich einige Konzessionen eingegangen ist. Der
Text insistiert explizit, daß die atlantische Allianz das essentielle Forum für die
Konsultationen zwischen den Alliierten bleibt und den Raum darstellt, in dem
diese ihre Positionen in der Verteidigungs- und Sicherheitspolitik abstimmen
können, gemäß den Bestimmungen des Vertrages von Washington. Die Entschei-
dungen führen aber auch das Risiko eines Wiederaufkommens von traditionellen
Kluften zwischen den Partnern mit sich, vor allem in Fragen der Konkretisierung
der WEU als europäische Verteidigungskörperschaft. Hinzu kommen die offen-
kundigen Schwierigkeiten in der Koordinierung der nationalen Verteidigungs-
politiken, besonders im Nuklearbereich.

Die Perspektiven einer Vergrößerung der Gemeinschaft

In dem Vertrag von Maastricht wird die auch von Frankreich gewünschte Vertie-
fung der Gemeinschaft ausdrücklich betont. Hat dies eine Lockerung der Positio-
nen in der Erweiterungsfrage zur Folge? Die auf dem Ratsgipfel verbreitete Dok-
trin und einige diesbezügliche Äußerungen lassen erkennen, daß sich ein merkli-
cher Wandel in Frankreich vollzogen hat, der auf eine Unterscheidung zwischen
Kandidaten der EFTA und den mittel- und osteuropäischen Ländern hinausläuft.
Nach der Zustimmung zur Vertiefung der Gemeinschaft und der Erkenntnis, daß
ein Sich-Verstecken hinter dem Stichtag 1. Januar 1993 nicht aufrecht erhalten
werden kann, faßt Frankreich nun weniger zögerlich als in der Vergangenheit die
Eröffnung der Verhandlungen mit den EFTA-Staaten ins Auge. Unter dem Druck
der EG-Partner scheint sich Paris mit der Realität einer EG von 15 oder 16 Mit-
gliedstaaten abgefunden zu haben. Die Kandidaten werden sich aber den Anfor-
derungen des neuen Vertrages unterwerfen und vor allem ihre Neutralitätsvorbe-
halte hinsichtlich einer Konformität mit der GASP modifizieren müssen18.

Im Gegensatz dazu schien sich die Haltung Frankreichs bezüglich der mittel-
und osteuropäischen Länder kaum grundsätzlich verändert zu haben. Im Juni
1991, als sich in Prag die ersten Fundamente einer europäischen Konföderation
abzeichneten, machten die Äußerungen Mitterrands über die Beitrittsgesuche
mittel- und osteuropäischer Staaten in die Gemeinschaft großen Lärm in der
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Öffentlichkeit, als er sagte, daß dies nicht in "dizaines et dizaines d'annees"
geschehen würde19. Frankreich stimmte dennoch formell der Möglichkeit eines
zukünftigen Beitritts dieser Staaten zu. Trotzdem bleibt einiges unklar: die kon-
sequente Zurückhaltung in bezug auf eine Marktöffnung für landwirtschaftliche
Produkte des Ostens und einem Festhalten daran, die Konföderation als eine
Organisationsform des europäischen Kontinents zu sehen. Diese Punkte bewirkten
in den mittel- und osteuropäischen Ländern tiefe Verunsicherung.
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